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Es gilt das gesprochene Wort!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir haben in den zurückliegenden zweieinhalb Jahren eine sehr schwierige Phase der Landespolitik zu bestehen gehabt. Zu Beginn der Amtszeit dieser Landesregierung hatten wir uns mit einer lahmenden Konjunktur und einer ausgeprägten Investitionsschwäche auseinanderzusetzen. Die Steuereinnahmen blieben hinter den Erwartungen zurück, 1997 war sogar ein Rückgang gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. Die notwendige Haushaltskonsolidierung war für alle Bereiche der Landespolitik eine schwer zu bewältigende Herausforderung. Es war erforderlich, Besitzstände anzutasten und Strukturen zu verändern, an die sich in weniger schwierigen Zeiten kaum jemand herangetraut hätte.

Ich halte nichts von Schwarz-Weiß-Malerei nach dem Motto: "Alles was wir tun, ist gut – alles was andere tun, ist schlecht". Aber gerade vor diesem Hintergrund läßt sich sagen: Wir sind noch nicht über den Berg; aber wir sind auf gutem Weg. Nicht nur im Vergleich mit anderen Ländern, sondern auch für sich genommen kann sich die Bilanz der Landespolitik zur Halbzeit der Legislaturperiode nicht nur sehen lassen. Sie fällt eindeutig positiv aus.

I. Die Fusionen
Wir haben Strukturveränderungen vorgenommen, die den Wirtschaftsstandort, den Finanzplatz und den Medienstandort Baden-Württemberg dauerhaft stärken. 

Die Strukturen der Energieversorgung in Baden-Württemberg wurden neu geordnet. Die aus der Fusion hervorgegangene EnBW hat eine Größe erreicht, die ihr auf den liberalisierten Märkten der Zukunft eine wettbewerbsfähige Position verschafft. Zugleich wurde eine wesentliche Voraussetzung für eine künftige Privatisierung von Landesanteilen an der EnBW geschaffen.

Die Fusion von SWF und SDR zum neuen Südwestrundfunk (SWR) sichert die Wettbewerbsfähigkeit des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks im deutschen Südwesten. Synergieeffekte, die sich aus der Fusion ergeben, kommen dem Programm zugute; die Bestands- und Entwicklungsgarantie des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird damit auch materiell gesichert. Zugleich gewinnt der Südwesten ein stärkeres Gewicht innnerhalb der ARD. 

Zum 1. Januar 1999 entsteht aus der Fusion der Landeskreditbank, der SüdwestLB und der Landes- girokasse die neue LANDESBANK Baden-Württem- berg. Der Finanzplatz Baden-Württemberg wird gestärkt, die Bedingungen für die mittelständische Wirtschaft gerade im Auslandsgeschäft nachhaltig verbessert. Aus Gründen der Wettbewerbsneutralität wird der Förderteil der seitherigen L-Bank künftig als rechtlich selbständige Anstalt geführt - auch dies eindeutig ein Erfolg, der auf das Konto der Liberalen geht.

Die Bankenfusion, die Rundfunkfusion und die Energiefusion waren keine neuen Projekte der baden- württembergischen Landespolitik. Es handelt sich um Aufgabenfelder, an denen frühere Regierungen wiederholt gescheitert waren. Die bürgerlich-liberale Koalition aus CDU und FDP hat es noch vor der Mitte der Legislaturperiode geschafft. Wir können stolz darauf sein.

II. Die Zukunftsoffensive
Mit der ZUNKUNFTSOFFENSIVE JUNGE GENERATION stärkt das Land den Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg. 

Sie war nur möglich, weil wir uns entschlossen hatten, die Landesentwicklungsgesellschaft zu veräußern. Mehr als 1 Milliarde DM stehen zwischen 1997 und 2001 für Zunkunftsinvestitionen zur Verfügung; 685 Millionen allein für den Wissenschaftsbereich.

Auch die Teilprivatisierung der LEG ist unter Dach und Fach: 45% der Anteile sind – wie in der Koalitionsvereinbarung festgelegt – von der L-Bank an Dritte weiterveräußert worden. 

III. Innovationspolitik, Multimedia, Biotechnologie, Messe
Mit diesen Maßnahmen tragen wir nachhaltig dazu bei, die Voraussetzungen für mehr Innovationen, für mehr Investitionen und für mehr Beschäftigung in Baden- Württemberg zu schaffen. 

Wir wissen: Es gibt kein Patentrezept für Wachstum und Beschäftigung. Ein ganzes Bündel von Strategien und Maßnahmen ist erforderlich, um die Arbeits- losigkeit zu überwinden und dauerhaft mehr Beschäftigung zu schaffen.

Wir brauchen - erstens - verbesserte Rahmen- bedingungen bei Steuern und Abgaben. Das ist Bundeskompetenz. Und bei all dem Hin und Her, das die Bundespolitik in diesen Tagen kennzeichnet, läßt sich doch eines klar erkennen: Die rot/grüne Bundesregierung ist nicht willens, die sozialen Sicherungssysteme einer grundlegenden Reform zu unterziehen, sondern sie beschränkt sich auf Umfinanzierungen. Und sie ist nicht willens zu einer großen Steuerreform, sondern sie schafft Entlastungen - beim Kindergeld und beim Eingangssteuersatz -, die durch eine höhere Belastung vor allem des Mittelstands gegenfinanziert werden. Verbesserte gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen, verbesserte Rahmenbedingungen für Investitionen und wirtschaftliches Wachstum sind auf diesem Wege nicht zu erreichen.

Wir brauchen - zweitens - eine zurückhaltende Tarifpolitik. Gewerkschaften und Arbeitgeber haben in den letzten Jahren unter Beweis gestellt, daß sie sich ihrer Verantwortung bewußt waren. Aber auch jetzt ist kein "Ende der Bescheidenheit" angesagt, sondern eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik, wenn die Erfolge der Politik der letzten Jahre nicht wieder verschüttet werden sollen. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat doch recht, wenn er auch weiterhin eine zurückhaltende Tarifpolitik anmahnt. Und für den öffentlichen Dienst gilt dies in besonderem Maße: Wir würden jeglichen Handlungsspielraum in der Landespolitik verlieren, wenn die Tarifforderungen der Gewerkschaften auch nur annähernd Realität würden.

Drittens: Deregulierung, Privatisierung und Flexibilisierung müssen auf der Tagesordnung bleiben; dies ist Daueraufgabe von Bund, Ländern und Gemeinden, und ebenso der Tarifvertragsparteien. In diesem Rahmen kann auch die Flexibilisierung der Arbeitszeit zu mehr Beschäftigung beitragen, nicht aber, indem man die Arbeitszeit in ein neues Korsett schnürt.

Viertens: Mehr Wachstum und Beschäftigung setzt eine Innovations- und Existenzgründungsoffensive voraus. Das Land Baden-Württemberg sorgt durch seine Innovations- und Existenzgründungs-
förderung für bessere Rahmenbedingungen für neue Arbeitsplätze in Zukunftsbranchen, z.B. im Bereich der Biotechnologien, im Multimedia-Bereich, in der Mikro- und Nano-Systemtechnik, bei regenerativen Energien und neuen Werkstoffen. 

Die Existenzgründungsoffensive des Landes, mit 100 Millionen Mark ausgestattet, ist wesentlicher Bestandteil derZukunftsoffensive. Gerade im Bereich der Biotechnologie gibt es hierzulande eine Existenzgründerwelle. Und die Firmen registrieren mit Anerkennung, daß es in Baden-Württemberg die schnellsten Genehmigungsverfahren gibt. 

Der Wandel zur Informationsgesellschaft wird vom Land gezielt gefördert und flankiert. Die Landesinitiative BadenWürttemberg medi@ fördert etwa 90 Projekte mit einem Volumen von über 500 Millionen DM. Baden-Württemberg ist – gewertet nach Umsatz, 

Wachstum und Pro-Kopf-Umsatz – zum führenden Multimedia-Standort im deutschsprachigen Raum geworden.

Fünftens: Bildung und Ausbildung, Fort- und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung sind wesentliche Grundlagen künftiger wirtschaftlicher Entwicklung. Wir tun mehr als andere, und der Leistungsstandard ist höher als anderswo. Aber das ist für uns kein Grund, uns zufrieden zurückzulehnen, sondern Ansporn, den Vorsprung auszubauen.

Sechstens: Der Ausbau der Infrastruktur ist Voraussetzung wirtschaftlichen Erfolgs. Dazu gehört auch eine moderne Messe-Infrastruktur. Die neue Landesmesse wird kommen, allen Wankelmütigen und allen Bedenkenträgern zum Trotz. Die gesetz- geberischen Voraussetzungen dafür hat der Landtag im Dezember geschaffen. Aber selbstverständlich gilt – und ich sage das mit großem Nachdruck an die Adresse der Verwaltung, des Rates und der Bürgerinnen und Bürger von Leinfelden-Echterdingen: Wir sind und wir bleiben gesprächs- und verhandlungsbereit.

Siebentens schließlich: Wir brauchen eine gezielte Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, um gerade die Schwächeren wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Andere diskutieren über Kombilohn- Modelle; bei uns wird das Einstiegsgeld in Absprache mit mehreren Landkreisen und der Arbeitsverwaltung bereits modellhaft erprobt. Das ist im übrigen auch ein Stück Bürgergeld, was dort realisiert wird. Wir verlieren dieses Ziel liberaler Sozialpolitik nicht aus den Augen.

Die Erfolge, die in Baden-Württemberg erreicht worden sind, reichen noch nicht aus; sie können sich dennoch sehen lassen: Der Lehrstellenmarkt sieht besser aus als in irgend einem anderen Bundesland. Landesweit war die Bilanz des Lehrstellenjahres 1997/98 ausgeglichen: 3900 unbesetzten Lehrstellen standen 3000 unversorgt gebliebene Lehrstellenbewerber gegenüber. Gemeinsam mit den Kammern, den Gewerkschaften und der Arbeitsverwaltung haben wir 

daran gearbeitet, auch in diesem Jahr eine ausgeglichene Bilanz zu erreichen. Und sie sieht noch einmal besser aus: landesweit 2.200 noch nicht vermittelte Schulabgänger bei über 3.700 offenen 

Lehrstellen.

Auch der Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg erholt sich – noch nicht so schnell, wie es wünschenswert wäre, aber doch schneller als in allen anderen alten Bundesländern. Im November 1998 lag die Zahl der Arbeitslosen um knapp 39.000 (10,5 %) unter dem 

Stand des Vorjahres. Baden-Württemberg weist damit unter allen westlichen Bundesländern den stärksten Rückgang der Arbeitslosigkeit auf. 

Ich bin weit davon entfernt, dies alles allein der Politik zuzurechnen. Aber dort, wo wir durch eigenes Handeln oder durch die Beeinflussung von Rahmenbedingungen zu Innovation, Wachstum und Beschäftigung beitragen konnten, haben wir es getan. Der Erfolg spricht für sich.

IV. Die Finanzen des Landes
Wir haben dies alles geschafft, ohne die notwendige Haushaltskonsolidierung zu vernachlässigen. Auch wir waren gezwungen, in den Jahren 1996 und 1997 mehr neue Kredite aufzunehmen als ursprünglich geplant. Aber die Kurve der Nettokreditaufnahme weist wieder nach unten. Soweit gegenwärtig absehbar, konnten die Risiken des Haushaltsjahrs 1998 vollem Umfang aufgefangen werden. Ein Nachtrag für 1998 ist nicht erforderlich.

Und das Land stünde noch weit besser da, wenn wir von den Steuermehreinnahmen nicht mehr als jede zweite Mark für den Länderfinanzausgleich abführen müßten. Der Aufwand des Landes für den Länder- finanzausgleich steigt 1998 voraussichtlich von 2,3 auf 3,1 Milliarden DM. Gleichzeitig fällt das Land in der Steuerkraft-Rangfolge der Länder nach allen Maßnahmen des Finanzausgleichs vom dritten auf den dreizehnten Platz zurück. Angesichts dieser Zahlen kann die Notwendigkeit einer Reform des Länderfinanzausgleichs ernsthaft nicht bestritten werden. Solidarität zwischen den Ländern ist selbstverständlich, insbesondere die Solidarität gegenüber den neuen Ländern. Der gegenwärtige Finanzausgleich aber ist ungerecht und leistungsfeindlich. Die Klage in Karlsruhe war – jetzt übrigens auch für das Land Hessen - die unausweichliche Konsequenz, nachdem eine Neuregelung im Konsens offenbar nicht möglich war.

Wir wollen es im übrigen nicht bei einer Reform des Länderfinanzausgleichs belassen. Der Förderalismus insgesamt muß reformiert werden. Mehr föderale Eigenständigkeit ist das Ziel.

Für das Haushaltsjahr 1999 verbleiben Risiken in Höhe von etwa 300 Mio. DM. Wir werden diese Lücke, auch wenn sie nur 0,5% des Haushaltsvolumens ausmacht, durch einen Nachtrag schließen. Wir wollen an den Eckwerten der Mittelfristigen Finanzplanung festhalten.

Was wir allerdings nicht ausgleichen können, wären Steuerausfälle aufgrund der auch im fünften Anlauf noch mißratenen Neuregelung der 620-Mark-Jobs. Die bisherigen Kompensationsangebote des Bundesfinanzministers sind völlig unzureichend. Es ist zu hoffen, daß auch die SPD-regierten Länder den Interessen ihrer Länder Vorrang einräumen vor einer falschen Solidarität mit dem Parteivorsitzenden der SPD.

V. Die Verwaltungsreform
Im Rahmen einer mittelfristig angelegten Strategie der Haushaltskonsolidierung kommt Insbesondere unter einer mittelfristigen Perspektive kommt daher einer beschleunigten Fortführung der Verwaltungsreform eine entscheidende Bedeutung zu. Etliche Erfolge sind erreicht:

Bei den Regierungspräsidien wird ein Drittel aller Stellen abgebaut. 

Damit wird mehr erreicht als in Rheinland-Pfalz, wo zwar die Regierungspräsidien abgeschafft werden, die Aufgaben aber in neuen obersten Landesämtern zusammengefaßt und weitgehend unangetastet bestehen bleiben. 

Sonderbehörden wie die Vermessungsämter, die Forstämter, die Landwirtschaftsämter sind neu geordnet worden. Eine schlankere und 

effizientere Verwaltung entsteht.

Verwaltungsreform heißt aber nicht nur weniger Ämter und weniger Personal. Verwaltungsreform heißt vor allem: dezentrale Verantwortungsstrukturen einschließlich einer dezentralen Finanzverantwortung, der sogenannten Budgetierung. Die Einführung der dezentralen Budgetverantwortung läßt - nach anfänglichen zusätzlichen Investitionen – jährliche Einsparungen in hoher dreistelliger Millionenhöhe erwarten. Ihre Umsetzung muß deshalb so rasch wie möglich erfolgen, 1999 zum Beispiel flächendeckend im Bereich der Polizei.

Die damit verbundenen Effizienzsteigerungen in der öffentlichen Verwaltung sind gleichzeitig eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß die erforderlichen Leistungen dauerhaft mit weniger Personal erbracht werden können. Die laufenden Personalabbauprogramme (insgesamt 6.300 Stellen bis zum Jahr 2002) sind konsequent umzusetzen. Um in den Bereichen, in denen von der Sache her mehr Personal abgebaut werden könnte, als es aufgrund der natürlichen Fluktuation her möglich ist, schneller vorankommen zu können, sind Vorruhestands- regelungen und andere Anreizsysteme zum Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst weiter- zuentwickeln oder neu zu schaffen. Sie sehen: der "schlanke Staat" bleibt bei uns kein Schlagwort.

Die Modernisierung der Verwaltung wird durch einen IuK-Pool unterstützt, der aus Privatisierungserlösen gespeist wird. Ein herausragendes Beispiel hierfür ist das Elektronische Grundbuch, mit dem die Justiz 1998 in die EDV-Zukunft gestartet ist. Auskünfte 

und Änderungen können künftig schneller und einfacher durchgeführt werden – ein Vorteil nicht nur für die Bürger, sondern auch für den Wirtschafts- standort Baden-Württemberg. Die dafür notwendigen 

Investitionen werden sich in wenigen Jahren amortisiert haben.

VI. Privatisierung
Weitere Privatisierungen sind zwingend erforderlich, um trotz der engen Grenzen des Landeshaushalts insbesondere solche Aufgaben zusätzlich in Angriff nehmen zu können, die die Leistungsfähigkeit des Landes dauerhaft stärken, seine Wettbewerbsfähigkeit sichern und damit zugleich zu mehr Investitionen und mehr Beschäftigung beitragen. Sie wissen, daß wir in diesem Bereich auch mit unserem Koalitionspartner manche Schwierigkeiten haben. 

Aber wir können davon ausgehen,daß im Jahr 1999 die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß - insbesondere aufgrund einer Privatisierung von  Anteilen der EnBW – eine weitere Zukunftsoffensive mit einem Schwerpunkt bei Mittelstand und Handwerk mit dem Haushaltsjahr 2000 anlaufen kann. 

Als Beispiel, das bereits 1999 im Vorgriff in Angriff genommen werden muß, ist das Altbau- modernisierungsprogramm zu nennen, das nachhaltige Verbesserung der Umweltsituation durch Energieeinsparungen bringt und zugleich ein mittelfristig angelegtes Beschäftigungsprogramm par excellence für das heimische Handwerk darstellt. – Das ist dann ein echtes Ökologieprogramm, während das, was gegenwärtig in Bonn unter dem Deckmantel der Ökosteuer betrieben wird, nur beweist, daß in der Politik - wie bei Lebensmitteln - nicht immer "Öko" drin ist, wo "Öko" drauf steht. Das, was in Bonn auf den Weg gebracht wird, hat keinerlei ökologische Lenkungsfunktion, sondern dient lediglich der Erschließung neuer Steuerquellen zur Finanzierung der Sozialversicherungssysteme. 

Privatisierung brauchen wir aber nicht nur im Bereich staatlicher Beteiligungen an Wirtschaftsunternehmen, sondern insbesondere auch im Bereich bislang öffentlich erbrachter Dienstleistungen. Auch wirtschaftliche Betätigungen den Gemeinden müssen dem frischen Wind des Wettbewerbs ausgesetzt werden. Und wenn sich zeigt, daß Private entsprechende Leistungen günstiger erbringen können, müssen Private auch Vorrang erhalten.

VII. Strukturreformen im Wissenschaftsbereich: Mehr Autonomie, mehr Leistung, mehr Wettbewerb
Mit unseren Strukturreformen im Wissenschaftsbereich ist vieles schon erreicht, um das uns andere Länder durchaus beneiden: Das Hochschulmedizin- reformgesetz ist seit Anfang 1998 in Kraft - die Auswirkungen werden von den Universitätsklinika durchweg positiv eingeschätzt. 

Der Solidarpakt sichert den Universitäten eine längerfristige Finanzierungsperspektive und schützt sie vor Kürzungen und globalen Minderausgaben. Unsere Hochschulen sind selbst an der Auswahl der Studierenden beteiligt. Die Einführung von Globalhaushalten - Vorreiterfunktion hat die Universität Heidelberg - kommt sukzessive voran. Die Reform des Studentenwerkgesetzes steht an - alles mit einer durchaus ähnlichen Reformperspektive: Stärkung der Leistungsfähigkeit, mehr Wettbewerb, mehr wirtschaftliche Effizienz; zugleich mehr Autonomie, Beschränkung der Aufsichtsfunktion des Wissenschaftsministeriums auf eine reine Rechtsaufsicht.

Mit zwei Projekten einer internationalen Universität, zu großen Teilen privat finanziert, betritt Baden- Württemberg auch in diesem Bereich Neuland.  

1999 geht es – mit Blick auf die im ersten Halbjahr vorgesehene zweite Hochschulgesetznovelle - insbesondere um die Umsetzung der 18 Empfehlungen der Hochschulstrukturkommission zur Hochschulfinanzierung, zur Organisationsstruktur und zur Personalstruktur der Hochschulen:

Es geht um die Einführung von Elementen einer leistungsbezogenen Mittelzuweisung in Lehre und Forschung. Neben die Finanzierung der Grundausstattung müssen aufgaben-, leistungs- und innovationsbezogene Finanzierungselemente treten. Dies stärkt den Wettbewerb zwischen den Hochschulen, auch den Wettbewerb der Hochschulen um die Studierenden.

Es geht um Reformen im Bereich der Organisationsstruktur der Hochschulen, um die Stärkung der Hochschulleitung, um die Schaffung von Hochschulräten; aber ich unterstreiche ausdrücklich die achte Empfehlung der Hochschulstruktur- kommission, in der es heißt: "Die Kommission empfiehlt, den Freiraum, den das (zukünftige) Hochschulrahmengesetz bieten wird, an die Hochschulen weiterzureichen und nicht etwa durch eine restriktive Landesgesetzgebung einzuschränken." Das heißt: wir brauchen kein einheitliches, zentralistisches Modell, sondern Spielräume für die Hochschulen, das ihnen gemäße Modell zu verwirklichen.

Es geht auch um die Reform der Personalstruktur an den Hochschulen. Wir werden dabei den Beamtenstatus der Hochschullehrer nicht abschaffen. Aber mit der Einführung der Erstberufung auf Zeit wird eine wesentliche Veränderung der Personalstruktur vollzogen werden.

Schließlich müssen wir 1999 eine intensive Diskussion über Möglichkeiten einer dauerhaften Verbesserung der Finanzausstattung der Hochschulen durch Einführung eines Systems nachlaufender Gebühren führen, ein System, das aus unserer Sicht die Rückmelde- und die Langzeitgebühr gleichermaßen ersetzen sollte. Wir werden dieses Thema heute nachmittag ausführlich erörtern.

VIII. Das Bildungswesen
Bildung und Wissenschaft haben im Landeshaushalt Priorität. Nicht nur in absoluten Zahlen, sondern auch beim Anteil der Bildungsausgaben am Landeshaushalt insgesamt ist eine deutliche Steigerung festzustellen. Das hebt uns eindeutig ab von der Vorgänger- regierung. Und darauf sind wir stolz.

Für die Unterrichtsversorgung werden 1998, 1999 und in den beiden Folgejahren 400 neue Stellen pro Jahr zur Verfügung gestellt. 

Dies, die Erhöhung des Lehrdeputats für Gymnasial- und Berufsschullehrer sowie neue Lebensarbeits- zeitmodelle (Vorgriffsstunde) sorgen zusammen mit weiteren schulorganisatorischen Maßnahmen dafür, daß der Klassenteiler trotz stark steigender Schülerzahlen unangetastet bleibt.

Wenn es eines Beweises bedurfte, daß diese Politik vernünftig ist, dann ist er zu Beginn dieses Schuljahres geliefert worden: Die Unterrichtsversorgung ist angemessen; Proteste der Eltern oder der 

Schulen sind kaum zu vernehmen. Die Schulen können sich in Ruhe auf ihre ureigensten Aufgaben konzentrieren.

Deshalb machen wir auch nicht jede Veränderung mit, die der Kultusministerin so einfällt. Die reformierte Oberstufe ist sicher in manchen Ländern veränderungsbedürftig. Insbesondere in jenen, denen der frühere Kultusminister Mayer-Vorfelder einmal ein Struwelpeter-Abitur attestiert hat. Auch bei uns sind Weiterentwicklungen notwendig. Aber eine völlige Abkehr vom System der Grund- und Leistungskurse, zurück in den vermeintlich heilen Klassenverband, wird es mit uns nicht geben. 

Richtig dagegen ist es, mit dem Erlernen einer Fremdsprache bereits in der Grundschule zu beginnen. – Im Regelfall mit Englisch, entlang des Rheins aber selbstverständlich genauso gut auch mit Französisch.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erfordert neue Formen der Betreuung von Kindern – nicht nur im Kindergartenalter, sondern auch an der Schule. Das gerade verabschiedete neue Kindergartengesetz fördert differenzierte Formen der Kinderbetreuung und stärkt damit die Voraussetzungen für den Ausbau vielfältiger Betreuungsformen.

Für den schulischen Bereich kommt diesem Thema – Stichwort "verbindliche Halbtagesschule" – eine ähnlich hohe Bedeutung zu. Das seitherige Konzept der Kernzeitenbetreuung sollte daher in Richtung auf eine "verbindliche Halbtagesschule" weiterentwickelt werden. Eine modellhafte Erprobung an mehreren Standorten sollte möglichst rasch umgesetzt werden.

Die Familienpolitik wird einen Schwerpunkt der Antragsberatungen bilden. An dieser Stelle deshalb nur noch zwei kurze Stichworte:

Die Vereinbarung von Familie und Beruf erfordert eine stärkere Flexibilität im Bereich der Arbeitszeitregelungen, mehr Angebote an Teilzeitarbeit oder die Weiterentwicklung der Telearbeit. Ebenso wichtig sind ausreichende Angebote der Fort- und Weiterbildung während und nach einem kinderbedingten Ausscheiden aus dem Beruf.

Die Landeswohungsbauprogramme sollten noch stärker auf junge und kinderreiche Familien ausgerichtet werden. Im Eigentumsbereich ist dies schon in starkem Maße verwirklicht, gerade auch durch das Reihenhausprogramm des Landes. Im sozialen Mietwohnungsbau aber ist eine noch stärkere Ausrichtung auf die Bedürfnisse junger Familien möglich und notwendig.  

IX. Innen- und Rechtspolitik
Die Gewährleistung der inneren Sicherheit ist eine der zentralen Aufgaben der Landespolitik. Wir tun viel für unsere Polizei. Der Prozeß der Stellenhebungen wird fortgeführt. Die Möglichkeiten der neuen Stellenobergrenzenverordnung werden ausgeschöpft. Wir werden ein neues Technikstrukturprogramm auf den Weg bringen. Und wir wollen die kommunale Kriminalitätsprävention weiter vorantreiben. 

Hier hat in Zukunft auch der freiwillige Polizeidienst seinen Platz. Wir wollten ihn auslaufen lassen. – Die CDU freilich nicht. Wir haben uns auf eine Deckelung der Ausgaben für den freiwilligen Polizeidienst verständigt. Mehr Geld gibt es nicht. Und eine Umschichtung seiner Aufgaben in den Bereich der kommunalen Kriminalprävention hinein   ist vernünftig. Mit dieser Lösung wir gut leben.

Wir stehen mit der inneren Sicherheit im Ländervergleich sehr gut da: Baden-Württemberg ist das Land mit der niedrigsten Kriminalitätsrate und das Land mit der zweithöchsten Aufklärungsquote. Diesen Spitzenplatz wollen wir halten und ausbauen.

Die Gewährleistung der inneren Sicherheit ist aber nicht nur Aufgabe der Polizei, sondern vor allem auch der Justiz. Die Bürger erwarten zurecht, daß gegen Schleuserbanden vorgegangen und die menschenverachtende und ekelerregende Kinderpornographie im Internet bekämpft wird. Hierfür und zur Abschöpfung illegaler Verbrechensgewinne werden wir zusätzliches Personal brauchen. Und das neue Stellenobergrenzenrecht muß selbstverständlich auch für den Justizvollzug Anwendung finden.

Wir sind dabei, die Justiz in ein bürgernahes modernes Dienstleistungsunternehmen umzubauen. Haushaltsentlastung, Verbesserung der Kostenstrukturen, Rationalisierung von Verwaltungsabläufen und Bürgerfreundlichkeit zeigen sich besonders beim elektronischen Grundbuch. 

Wir müssen und werden die Justiz weiter modernisieren. Das ist nicht zum Nulltarif möglich. Die von uns angestrebte flächendeckende Einführung der EDV ist Voraussetzung für Effizienzsteigerung und Qualitätsverbesserung in der Justiz. Dazu zählen insbesondere die Strukturverbesserung und Modernisierung der EDV bei Gerichten, Staatsanwaltschaften Justizvollzugsanstalten und Notariaten. Nur ein schnelleres Recht ist auch ein gutes Recht und dient den Bürgern.

X. Koalition
Wir haben ein großes Arbeitspensum erledigt. Wir haben in aller Regel auch dort gute Lösungen gefunden, wo es zunächst unterschiedliche Standpunkte innerhalb der Koalition gab. Aber ich will nicht verschweigen, daß es auch Bereiche gibt, in denen die Unterschiede der Standpunkte bislang vernünftige Lösungen verhindert haben.  Das gilt in allererster Linie für die Drogenpolitik. 

Wir wollen Veränderungen in der Drogenpolitik. Wir wollen das umsetzen, was die Partei beschlossen hat. Die Front der Gegner bröckelt. Sogar der frühere Sozialminister Vetter hat am Ende seiner Amtszeit erkennen lassen, daß auch er für Änderungen eintritt. 

Es sind gerade die erfahrenen Praktiker innerhalb der CDU-Fraktion,- Ärzte und Sicherheitsexperten – die unsere Ansicht teilen. Es sind die kommunalen Spitzenverbände und die kirchlichen Organisationen, die wir auf unserer Seite haben. Und es wird eine veränderte Bundespolitik in Sachen Drogen geben. – Der neue Sozialminister des Landes muß aufpassen, daß er am Ende nicht völlig alleine dasteht. Ich bin zuversichtlich, daß wir am Ende der Legislaturperiode auch auf diesem Feld Erfolge werden vorweisen können. 

Und sollte dies nicht der Fall sein, bleibt dies ein Thema für die nächste Legislaturperiode. Denn dies läßt sich heute schon sagen: Es lohnt, diese Koalition fortzusetzen. Wir müssen allerdings darauf achten, daß die unbestreitbaren Erfolge der Sacharbeit dieses Bündnisses nicht durch Personalspekulationen in den Hintergrund gedrängt werden. – Personalspekulationen denen manche in den Reihen unseres Koalitionspartners derzeit kräftig Vorschub leisten.

Wir beteiligen uns an diesen Spielchen nicht. Wir arbeiten erfolgreich und vertrauensvoll mit der CDU zusammen, mit Erwin Teufel und den CDU-Ministern und den Staatssekretären der Regierung, und mit Günther Oettinger und den Kolleginnen und Kollegen der Landtagsfraktion der CDU.

Die Grundlage dafür ist, daß wir in unseren Reihen selbst eine Zusammenarbeit pflegen, die ihresgleichen sucht. Dafür danke ich Walter Döring, Uli Goll und Horst Mehrländer auch an dieser Stelle sehr herzlich. Und dieser Dank gilt gleichermaßen allen Kolleginnen und Kollegen der Fraktion. Sie alle, wir alle wissen:  nur gemeinsam können wir  erfolgreich sein. Jeder Erfolg ist unser gemeinsamer Erfolg. 

Auf dieser Grundlage werden wir weiterarbeiten. Wir arbeiten daran, daß unser Land Baden-Württemberg am Ende dieses und am Beginn des nächsten Jahrtausends dem Anspruch genügt, den Theodor Heuss einst so formuliert hat: Ein Modell deutscher Möglichkeiten.

